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Gedankengut realistisch denkender Politiker kapitalistischer 
Staaten.

Im Jahre 1957 unterbreitete die Sowjetunion den Vor­
schlag zum Abschluß einer internationalen Konvention über 
die Verringerung der Rüstungen und Streitkräfte sowie das 
Verbot von Atom- und Wasserstoffwaffen durch die Errich­
tung einer kernwaffenfreien Zone.32 Weitergeführt und kon­
kretisiert wurde diese' Idee durch die als Rapacki-Plan be­
kanntgewordene Rede des damaligen polnischen Außenmini­
sters vor der UN-VollVersammlung am 2. Oktober 1957 und 
das Memorandum der Volksrepublik Polen vom 14. Februar 
1958, das die Modalitäten der Errichtung einer solchen Zone 
enthielt.33 Während dieses Projekt von den anderen sozialisti­
schen Staaten mit Zustimmung aufgenommen und unter­
stützt worden war34, akzeptierten die Westmächte auch re­
vidierte polnische Vorschläge nicht.35 36

Anfang der 60er Jahre wandten sich auch Regierungen 
nordeuropäischer Staaten verstärkt diesem Problem zu.35 Der 
damalige schwedische Außenminister Unden erklärte am 
16. Februar 1962 auf eine Umfrage des damaligen UN-Gene- 
ralsekretärs U Thant die Bereitschaft der schwedischen Re­
gierung, „unter der Voraussetzung, daß von den entspre­
chenden Regierungen befriedigende Vereinbarungen getrof­
fen werden können, Schweden zu einem Teil einer kernwaf­
fenfreien Zone in Europa, die größtmögliche Ausdehnung hat 
und nicht über eigene Atomwaffen verfügende Staaten in 
Mittel- und Nordeuropa einschließt, werden zu lassen“.37

Weitergeführt wurden diese Vorstellungen durch eine 
Rede des damaligen finnischen Staatspräsidenten Kekkonen 
am 28. Mai 1963, in der er den Vorschlag zur Bildung einer 
kernwaffenfreien Zone in Nordeuropa unterbreitete.38 Ent­
sprechend der veränderten sicherheitspolitischen Situation 
modifizierte Kekkonen seinen Vorschlag am 8. Mai 1978.39 40 In 
Nordeuropa ist dieses Thema wieder zum Gegenstand der of­
fiziellen Politik geworden, seit 1987 eine gemeinsame Arbeits­
gruppe aller nordeuropäischen Länder gegründet wurde, die 
die Möglichkeiten für die Errichtung einer kernwaffenfreien 
Zone in der Region untersuchen soll.

Auch für den Balkan liegen seit 1959 Vorschläge über eine 
kernwaffenfreie Zone vor. Seit Beginn der 80er Jahre wur­
den die Diskussionen darüber — angeregt durch die soziali­
stischen Staaten der Region - erneut intensiviert.43

Der Vorschlag zur Schaffung eines kernwaffenfreien Kor­
ridors in Mitteleuropa, den man später zu einer kernwaffen­
freien Zone von Nord- bis Südeuropa ausweiten könnte, 
wurde im Jahre 1982 durch die Palme-Kommission in ihrem 
Bericht „Gemeinsame Sicherheit“ an die 2. Sondertagung der 
UN-Vollversammlung zur Abrüstung unterbreitet.41 Zum 
Jahresende 1982 griff die schwedische Regierung diese Idee 
auf und wandte sich an alle europäischen Staaten mit der 
Bitte um Stellungnahme zu diesem Korridorvorschlag.42 Die 
DDR und andere sozialistische Staaten antworteten darauf 
umgehend und konstruktiv, indem sie eine Erweiterung der 
vorgesehenen Breite des Korridors von jeweils 150 km zu 
beiden Seiten der Trennlinie von NATO und Warschauer 
Vertrag auf 250 bis 300 km vorschlugen, was die Wirksam­
keit des Korridors wesentlich erhöhen würde.43

Eine gemeinsame Arbeitsgruppe der SED und der SPD- 
Bundestagsfraktion stellte, anknüpfend an den Palme-Plan, 
im Oktober 1986 Grundsätze für einen atomwaffenfreien Kor­
ridor vor.44 Diese stecken den möglichen Rahmen ab, in dem 
durch Verhandlungen zwischen der BRD, der CSSR und der 
DDR ein völkerrechtlicher Vertrag ausgehandelt werden soll, 
der unbefristet gültig und ratifizierungsbedürftig ist. Unter 
Berücksichtigung der Erfahrungen mit den Verträgen über 
kernwaffenfreie Zonen in Lateinamerika und im Südpazifik 
geht man davon aus, daß insbesondere an der Trennlinie der 
beiden Militärbündnisse die Form der völkerrechtlichen Ver­
bindlichkeit ein Höchstmaß an Rechtssicherheit gewährleisten 
würde.

Ein solcher Korridor wäre — neben der Errichtung einer 
chemiewaffenfreien Zone45 46 und der Reduzierung der kon­
ventionellen Streitkräfte und Rüstungen — ein Eckpfeiler für 
eine komplexe Lösung der miteinander verknüpften si­
cherheitspolitischen Probleme in Europa. Neben vielen deut­
lichen Parallelen zwischen einem. kernwaffenfreien Korridor
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und einer chemiewaffenfreien Zone ist die Verbindung des 
Korridors mit der konventionellen Abrüstung von Interesse: 
bei der Realisierung eines Korridors müßten alle doppelt 
(d. h. atomar und konventionell) verwendbaren Trägersy­
steme der Artillerie, Flugzeuge und Raketen beseitigt werden. 
Damit würde sich eine Möglichkeit bieten, erste Schritte der 
konventionellen Rüstungsbegrenzung und Abrüstung zu ge­
hen. Die kernwaffenbesitzenden Staaten, die derartige Waf­
fen im kernwaffenfreien Korridor stationiert haben, müßten 
die völkerrechtliche Verpflichtung übernehmen, die Waffen 
aus dem Korridor zu entfernen, dessen Status dauerhaft zu 
respektieren und die entsprechenden Sicherheitsgarantien zu 
übernehmen.

Zur Verifikation der Verpflichtungen müßten internatio­
nale und nationale Instrumente der Kontrolle dienen. Hierin 
widerspiegelt sich die große Bedeutung von Fragen der Ve­
rifikation und Kontrolle völkerrechtlicher Vereinbarungen 
zur Rüstungsbegrenzung und Abrüstung.48

Ein kernwaffenfreier Korridor in Mitteleuropa wäre we­
sentlicher Bestandteil eines europäischen „Disengagements“, 
d. h. des Auseinanderrückens der Streitkräfte und Rüstungen 
und damit der Bildung einer Zone verminderter militärischer 
Konfrontation.47 Damit wiederum würde ein Korridor nicht 
nur als Rüstungsbegrenzungsmaßnahme, sondern auch als 
eine qualifizierte vertrauensbildende Maßnahme wirken48, 
die selbst Katalysator für weitere Vereinbarungen im Rah­
men des Völkerrechts zur Gewährleistung der europäischen 
Sicherheit sein kann.
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